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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 11 AL 5/13 B 
 
L 11 AL 17/09 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 18 AL 63/08 (SG Lüneburg) 
 
 
 
………………..……, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 11. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. Dezember 2013 durch die Richter  

Dr.  L e i t h e r e r    - als Vorsitzenden -,   Dr.  F i c h t e    und   M u t s c h l e r    sowie die 

ehrenamtlichen Richterinnen   H a a s e    und   H a r t m a n n   

beschlossen: 

 

Auf die Beschwerde des Klägers wird das Urteil des Landessozialgerichts Niedersachsen-

Bremen vom 11. Dezember 2012 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und 

Entscheidung an das Landessozialgericht zurückverwiesen.  
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Der Kläger wendet sich gegen die Rücknahme der Bewilligung von Arbeitslosenhilfe (Alhi) für 

verschiedene Zeiträume im Jahre 2004 sowie die damit verbundene Erstattungsforderung der 

Beklagten in Höhe von 3809,62 Euro. 

 

Der Widerspruch und die Klage sind ohne Erfolg geblieben. Im Berufungsverfahren hat das 

Landessozialgericht (LSG) dem Kläger, der zunächst durch die Rechtsanwälte S. und E. ver-

treten worden ist, mit Beschluss vom 4.11.2010 Prozesskostenhilfe (PKH) bewilligt und Rechts-

anwalt D. beigeordnet. Mit Schreiben vom 10.2.2012 hat Rechtsanwalt D., der ein Aufklärungs-

schreiben sowie Anfragen des LSG nicht beantwortet hatte, dem LSG mitgeteilt, es seien sämt-

liche Mandate "durch den Kläger gekündigt worden" und er beantrage Kostenerstattung. Nach 

Erstattung der von D. geltend gemachten Kosten hat das LSG den Kläger mit Verfügung vom 

5.11.2012 zum Verhandlungstermin am 11.12.2012 geladen. Nach einem schriftlichen Antrag 

des Klägers vom 8.11.2012 auf "gerichtliche Fachanwaltsbeiordnung" sowie Ruhen des Verfah-

rens hat der Vorsitzende des zuständigen Senats des LSG den Kläger darauf hingewiesen, es 

bestehe unter den gegebenen Umständen (PKH-Bewilligung, Beiordnung, Kündigung sämtlicher 

Mandate) "kein Anlass zum Tätigwerden des Senats im Hinblick auf eine Vertretung des Klä-

gers" und kein Anlass für eine "Ruhendstellung des Verfahrens". Nachdem der Kläger in einem 

Schreiben vom 13.11.2012 ua auf bereits vorgelegte ärztliche Atteste, eine sich daraus erge-

bende Reise- und Verhandlungsunfähigkeit sowie auf die "vertragswidrige völlige Untätigkeit" 

des Rechtsanwalts D. hingewiesen hatte, hat der Vorsitzende dem Kläger unter dem 16.11.2012 

ua mitgeteilt, es bleibe bei dem anberaumten Termin vom 11.12.2012 und es könne auch im 

Falle seines Ausbleibens Beweis erhoben, verhandelt und entschieden werden. Auf ein weiteres 

Schreiben des Klägers vom 23.11.2012 hat der Vorsitzende dem Kläger mit Schreiben vom 

29.11.2012 erneut mitgeteilt, es bestehe kein Anlass, den anberaumten Termin aufzuheben.  

 

Das LSG hat auf die mündliche Verhandlung vom 11.12.2012, in der für den Kläger niemand 

erschienen ist, die Berufung des Klägers gegen die erstinstanzliche Entscheidung durch Urteil 

zurückgewiesen. In den Entscheidungsgründen hat das LSG ua ausgeführt, der Senat habe 

trotz Abwesenheit des Klägers entscheiden können, weil auf diese Möglichkeit in der Termins-

mitteilung hingewiesen worden sei. In der Sache sei die Berufung unbegründet, weil die Gewäh-

rung von Alhi für die streitigen Zeiträume von Anfang an rechtswidrig gewesen und die Rück-

nahme der Leistungsgewährung verfahrensfehlerfrei erfolgt sei.   

 

Mit der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision rügt der Kläger eine Verletzung des 

rechtlichen Gehörs gemäß Art 103 Abs 1 Grundgesetz (GG), § 62 Sozialgerichtsgesetz (SGG), 

§ 202 SGG iVm § 227 Abs 1 Zivilprozessordnung (ZPO). Das LSG habe den Antrag auf Ter-
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minsverlegung abgelehnt, obwohl erhebliche Gründe iS des § 227 Abs 1 S 1 ZPO geltend ge-

macht worden seien und vorgelegen hätten. Da ihm die Möglichkeit genommen worden sei, an 

der mündlichen Verhandlung teilzunehmen, sei davon auszugehen, dass die Verletzung des 

rechtlichen Gehörs die ergangene Entscheidung beeinflusst habe.  

 

II 

 

Die Beschwerde ist zulässig. Ihre Begründung genügt den Anforderungen des § 160a Abs 2 S 3 

SGG.  

 

In der Beschwerdebegründung wird ein Verfahrensmangel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

schlüssig bezeichnet. Der Beschwerdeführer hat die den Verfahrensmangel begründenden Tat-

sachen - insbesondere den wesentlichen Ablauf des Berufungsverfahrens, die Anträge des Klä-

gers auf erneute Beiordnung eines Rechtsanwalts und auf Aufhebung bzw Verlegung des anbe-

raumten Verhandlungstermins - substantiiert dargelegt (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14). 

Dargelegt ist auch, dass die angefochtene Entscheidung des LSG auf dem behaupteten Verfah-

rensmangel beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht 

(vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 36).  

 

Die Beschwerde ist auch begründet. Der gerügte Verfahrensmangel liegt tatsächlich vor und die 

angefochtene Entscheidung kann auf ihm beruhen. 

 

Das LSG hat mit seiner Vorgehensweise den Anspruch des Klägers auf rechtliches Gehör iS 

des § 62 SGG und des Art 103 Abs 1 GG verletzt. Der Grundsatz der Gewährung rechtlichen 

Gehörs macht es erforderlich, den an einem gerichtlichen Verfahren Beteiligten Gelegenheit zu 

geben, sich zu dem der Entscheidung zu Grunde liegenden Sachverhalt vor Erlass der Ent-

scheidung zu äußern. Zwar ist dem Anspruch auf rechtliches Gehör in der Regel dadurch ge-

nügt, dass das Gericht die mündliche Verhandlung anberaumt (§ 110 Abs 1 S 1 SGG), der Be-

teiligte ordnungsgemäß geladen und die mündliche Verhandlung zu dem festgesetzten Termin 

eröffnet wird; jedoch muss ein Termin zur mündlichen Verhandlung gemäß § 202 SGG iVm 

§ 227 Abs 1 S 1 ZPO bei Vorliegen erheblicher Gründe aufgehoben werden (vgl ua Beschluss 

des Senats vom 21.7.2005 - B 11a/11 AL 261/04 B - juris, mwN). Diese Verpflichtung hat das 

LSG unter den gegebenen Umständen verletzt.  

 

Offen bleiben kann, ob bereits die Ladung zum Termin am 11.12.2012 unwirksam gewesen ist, 

weil die Terminsmitteilung nur dem Kläger selbst und nicht den noch legitimierten Rechtsan-

wälten S. und E. und auch nicht dem noch nicht von der Beiordnung entbundenen Rechtsanwalt 

D. zugeleitet worden ist (vgl BSG, Beschluss vom 1.7.2010 - B 13 R 115/10 B - Juris). Jedenfalls 

haben erhebliche Gründe iS des § 227 Abs 1 S 1 ZPO vorgelegen, die dem LSG Anlass zu 

einer Aufhebung des anberaumten Termins geben mussten. Der Kläger hat in nachvollziehbarer 
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Weise auf bereits vorliegende Atteste und eine sich daraus ergebende Reise- und Verhand-

lungsunfähigkeit hingewiesen. Deshalb hätte das LSG, das den Kläger nicht ausdrücklich auf-

gefordert hat, bezüglich der ärztlichen Unterlagen seinen Vortrag zu ergänzen, den Termin im 

Hinblick auf die geltend gemachte Verhandlungsunfähigkeit aufheben müssen (vgl BSG, Be-

schluss vom 7.7.2011 - B 14 AS 35/11 B - Juris). Es ist deshalb nicht näher darauf einzugehen, 

dass der Kläger Umstände vorgetragen hat, die dafür sprechen, in der Mandatskündigung ge-

genüber Rechtsanwalt D. kein missbräuchliches Verhalten zu sehen, weshalb auch von einer 

Verpflichtung des LSG auszugehen sein dürfte, vor Durchführung eines Termins die Frage der 

erneuten Beiordnung eines Rechtsanwalts näher zu prüfen.  

 

Nach der Rechtsprechung des BSG ist wegen des besonderen Rechtswertes der mündlichen 

Verhandlung im Allgemeinen davon auszugehen, dass eine Verletzung des rechtlichen Gehörs, 

die einen Verfahrensbeteiligten daran gehindert hat, an der mündlichen Verhandlung teilzuneh-

men, die daraufhin ergangene Entscheidung beeinflusst hat (vgl ua BSG, Urteile vom 

21.8.2002 - B 9 VJ 1/02 R - und vom 12.2.2003 - B 9 SB 5/02 R - jeweils Juris). Unabhängig 

davon ist nicht auszuschließen, dass die Entscheidung des LSG anders ausgefallen wäre, wenn 

der Kläger Gelegenheit gehabt hätte, sich in der mündlichen Verhandlung zu den rechtlichen 

und tatsächlichen Aspekten des zu entscheidenden Falles zu äußern.  

 

Der Senat macht von der bei Verfahrensmängeln iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG in § 160a Abs 5 

SGG eingeräumten Möglichkeit Gebrauch, das angefochtene Urteil aufzuheben und die Sache 

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG zurückzuverweisen.  

 

Das LSG wird auch über die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu befinden haben.  
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